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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Sicherung von Ersparnissen im Saarland 

— Drucksache 1011 — 

mit den Beschlüssen des Wirtschaftsausschusses 
(16. Ausschuß) 


Entwurf 


Beschlüsse de^s 16. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes Entwurf eines Gesetzes 

zur Sicherung von Ersparnissen im Saarland zur Sicherung von Ersparnissen im Saarland 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: sen: 

ERSTER ABSCHNITT ERSTER ABSCHNITT 

Allgemeine Vorschriften Allgemeine Vorschriften 


§ 1 

Sparanlagen 

(1) Sparanlagen im Sinne dieses Gesetzes sind 

1. auf französische Franken (Franken) lau- 
tende Geldeinlagen bei Kreditinstituten im 
Saarland einschließlich des Postscheckamts 
Saarbrücken, die am 19. Dezember 1958 
durch Ausfertigung eines Sparbuches oder 
in sonstiger Weise als Spareinlagen ge- 
kennzeichnet waren, 

2. auf Franken lautende Bausparguthaben 
bei im Saarland zugelassenen Bauspar- 
kassen, 

3. auf Franken lautende Guthaben bei der 
Stiftung für Wohnungsbau der Bergarbei- 
ter, 

4. auf Franken lautende Ansprüche gegen 
im Saarland zugelassene Versicherungs- 
unternehmen aus Lebensversicherungs- 
verträgen, bei denen eine Prämienreserve 
zu bilden und gebildet ist. 


§ 1 

Sparanlagen 

(1) Sparanlagen im Sinne dieses Gesetzes sind 
1. unverändert 


2. u n V e r ä n d e r t 


3. u n v (M‘ ä n d e 1 t 


4. unverändert 


5. auf Franken lautende Ansprüche aus 
Pfandbriefen und Kommunalsdiuldver- 
schreibungen der Landesbank und Giro- 
zentrale Saar sowie aus Industrieobliga- 
tionen von Ausstellern im Saarland, 

6. auf Franken lautende Guthaben bei ge- 
meinnützigen Wohnungsuntemehmen, es 
sei denn, daß die Einzahlungen auf Ge- 
schäftsanteile bei Genossenschaften oder 
in Erfüllung eines Vertrages oder Vor- 
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E n t u r f 


(2) Ein Anspruch auf Leistung gegen den Bund 
(§ 5) besteht nur, soweit eine Sparanlage vom 
19. Dezember 1958 bis zum Ende der Übergangs- 
zeit nach Artikel 3 des Vertrages vom 27. Oktober 
1956 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Französischen Republik zur Regelung der Saar- 
frage (Bundesgesetzbl. II S. 1589) ununterbrochen 
bestanden hat und in Deutsche Mark umgewandelt 
oder kraft Gesetzes auf Deutsche Mark umgestellt 
worden ist. Als Sparanlage am 19. Dezember 1958 
gelten auch Zinsen, die nach diesem Zeitpunkt für 
das Jahr 1958 gutgeschrieben worden sind. 


§ 2 

Berechtigter 

(1) Ein Anspruch auf Leistung gegen den Bund 
steht nur natürlichen Personen zu, zu deren Gun- 
sten eine Sparanlage in Deutsche Mark umgewan- 
delt oder auf Deutsche Mark umgestellt worden ist. 
Ein Anspruch besteht nicht, wenn die Sparanlage 
am 19. Dezember 1958 für ein im Handelsregister 
eingetragenes Unternehmen oder einen nicht rechts- 
fähigen Verein geführt worden war. 

(2) Sparanlagen, die am 19. Dezember 1958 zum 
Zweck der Sicherung oder zu treuen Händen über- 
tragen waren, werden dem Veräußerer oder Treu- 
geber zugerechnet. 

(3) Durch Rechtsverordnung können natürlichen 
Personen gleichgestellt werden 

1. Versorgungseinrichtungen mit Sitz im 
Saarland, die am 19. Dezember 1958 unter 
Staatsaufsicht standen und den Leistungs- 
empfängern einen Rechtsanspruch auf 
Versorgung gewähren, 

2. Körperschaften, Personenvereinigungen 
und Vermögensmassen im Saarland, die 
am 19. Dezember 1958 nach Satzung oder 
sonstiger Verfassung und nach ihrer tat- 
sächlidien Geschäftsführung ausschließlich 
und unmittelbar kirchlichen, gemeinnützi- 
gen oder mildtätigen Zwecken dienten, 

soweit zu ihren Gunsten eine Sparanlage in Deut- 
sche Mark umgewandelt oder auf Deutsche Mark 
umgestellt worden ist, die am 19. Dezember 1958 
für den Zweck der Versorgung oder Unterstützung 
natürlicher Personen gebunden war. 

§ 3 

Rechtsnachfolge 

Ein Wechsel in der Person des Gläubigers zwi- 
schen dem 19. Dezember 1958 und dem Ende der 
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Vertrages über den Erwerb eines Grund- 
stücks oder grundstücksgleichen Rechts 
geleistet worden sind. 

(2) Ein Anspruch auf Leistung gegen den Bund 
(§ 5) besteht nur, soweit eine Sparanlage vom 
19. Dezember 1958 bis zum Ende der Übergangs- 
zeit nach Artikel 3 des Vertrages vom 27. Oktober 
1956 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Französischen Republik zur Regelung der Saar- 
frage (Bundesgesetzbl. II S. 1589) ununterbrochen 
bestanden hat und in Deutsche Mark umgewandelt 
oder kraft Gesetzes auf Deutsche Mark umgestellt 
worden ist. Als Sparanlage am 19. Dezember 1958 
gelten auch Zinsen, die nach diesem Zeitpunkt für 
das Jahr 1958 gutgeschrieben worden sind; Ent- 
sprechendes gilt für Gutschriften, die spätestens am 
31. Dezember 1958 erteilt worden sind und auf 
einem Überweisungsauftrag beruhen, der vor Ab- 
lauf des 19. Dezember 1958 bei dem beauftragten 
Institut eingegangen ist. 

§ 2 

Berechtigter 

(1) Ein Anspruch besteht nicht, wenn die Spar- 
anlage am 19. Dezember 1958 für ein im Handels- 
register eingetragenes Unternehmen oder einen 
nicht rechtsfähigen Verein geführt oder, soweit es 
sich um eine Sparanlage im Sinne des § 1 Abs. 1 
Nr. 5 handelt, von einem solchen Unternehmen 
oder einem nicht rechtsfähigen Verein für eigene 
Rechnung verwahrt worden war. 

(2) unverändert 


(3) Durch Rechtsverordnung der Bundesregie- 
rung können natürlichen Personen gleichgestellt 
werden 

1. unverändert 


2. unverändert 


soweit zu ihren Gunsten eine Sparanlage in Deut- 
sche Mark umgewandelt oder auf Deutsche Mark 
umgestellt worden ist, die am 19. Dezember 1958 
für den Zweck der Versorgung oder Unterstützung 
natürlicher Personen gebunden war. 

§ 3 

u n V e r ä n'd e r t 
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Entwurf 

Übergangszeit schließt einen Anspruch nach diesem 
Gesetz aus, es sei denn, daß der Wechsel beruht 
auf Erwerb 

1. von Todes wegen, 

2. durch Vereinbarung einer ehelichen Güter- 
gemeinschaft oder durch Eintritt einer fortge- 
setzten Gütergemeinschaft, 

3. durch Auseinandersetzung einer Erbengemein- 
schaft, einer ehelichen Gütergemeinschaft oder 
einer fortgesetzten Gütergemeinschaft, 

4. mit Rücksicht auf ein künftiges gesetzliches 
Erbrecht, 

5. durch Schenkung unter Ehegatten, unter Ver- 
wandten gerader Linie und unter Geschwistern, 

6. als Ausstattung (§ 1624 des Bürgerlichen Ge- 
setzbuchs), 

7. aus Einräumung einer Bezugsberechtigung aus 
einem Lebensversicherungsvertrag. 

§ 4 

Umwandlung einer Sparanlage 

(1) Eine nach Beginn des 19. Dezember 1958 be- 
gründete Sparanlage wird bei Anwendung des § 1 
als Fortsetzung einer früheren Sparanlage des am 
Ende der Übergangszeit berechtigten Gläubigers 
oder seines Rechtsvorgängers anerkannt, sofern sie 
binnen zwei Monaten nach völliger oder teilweiser 
Beendigung der früheren Sparanlage begründet 
worden ist; ist die frühere Sparanlage in der Zeit 
vom 19. November bis zum 18. Dezember 1958 be- 
endet worden, so läuft die Frist von zwei Monaten 
vom 19. Dezember 1958 an. 

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn und soweit eine 
Sparanlage im Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 1 beendet 
und als Sparanlage der gleichen Art bei demselben 
Schuldner neu begründet worden ist. 

§ 5 

Anspruch auf Leistung gegen den Bund 

(1) Der Berechtigte hat einen Anspruch auf Lei- 
stung gegen den Bund in Höhe des Unterschieds- 
betrages zwischen der nach § 1 Abs. 2 Satz 1 er- 
mittelten, im Verhältnis von einhundert Franken 
zu einer Deutschen Mark umgerechneten Sparanlage 
und dem Betrage, der sich bei der Umwandlung 
oder bei der Umstellung dieser Sparanlage ergeben 
hat. 

(2) Der Anspruch auf Leistung gegen den Bund ist 
übertragbar und vererblich. 

§ 6 

Ansprüche aus Lebensversicherungsverträgen 

(1) Bei Ansprüchen aus Lebensversicherungsver- 
trägen (§ 1 Abs. 1 Nr. 4) ist zwecks Ermittlung der 
Sparanlage nach § 1 Abs. 2 Satz 1 von der Prämien- 
reserve bei Beginn des 19. Dezember 1958 ein- 
schließlich von Beitragsüberträgen abzüglich tech- 
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§ 4 

Umwandlung einer Sparanlage 

(1) Eine nach dem 19. Dezember 1958 begrün- 
dete Sparanlage wird bei Anwendung des § 1 
als Fortsetzung einer früheren Sparanlage des am 
Ende der Übergangszeit berechtigten Gläubigers 
oder seines Rechtsvorgängers anerkannt, sofern sie 
binnen zwei Monaten nach völliger oder teilweiser 
Beendigung der früheren Sparanlage begründet 
worden ist; ist die frühere Sparanlage in der Zeit 
vom 19. November bis zum 18. Dezember 1958 be- 
endet worden, so läuft die Frist von zwei Monaten 
vom 19. Dezember 1958 an. 

(2) entfällt 


§ 5 

unverändert 


§ 6 

unverändert 
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nisch gestundeter Beiträge sowie der gutgeschrie- 
benen und der für das letzte Geschäftsjahr vor dem 
Ende der Übergangszeit beschlossenen Gewinn- 
anteile auszugehen. Ist der Anspruch vor dem 
19. Dezember 1958 fällig geworden, aber vor dem 
Ende der Übergangszeit noch nicht ausgezahlt wor- 
den, so ist von der geschuldeten Versicherungs- 
leistung auszugehen. Besteht die Leistung aus einem 
Lebensversicherungsvertrag in der Gewährung einer 
Rente und hat die Rentenzahlung vor dem Ende der 
Übergangszeit begonnen, so ist von der Prämien- 
reserve am Ende der Übergangszeit auszugehen. 

(2) Die Berechnung der Höhe der Sparanlage er- 
folgt nach Maßgabe eines vom Bundesaufsichtsamt 
für das Versicherungs- und Bausparwesen zu ge- 
nehmigenden Geschäftsplanes. 

(3) Ein Anspruch auf Leistung gegen den Bund 
besteht auch, wenn der Versicherungsvertrag von 
einem Arbeitgeber zur Versorgung eines Arbeit- 
nehmers geschlossen worden ist, wenn dem Arbeit- 
nehmer oder seinen Angehörigen ein Bezugsrecht 
auf die Versicherungsleistung eingeräumt worden 
ist und wenn die Prämien der Lohnsteuer unter- 
lagen. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Verfahren 

§ 7 

Amtsverfahren 

(1) Die Bearbeitung des Anspruchs gegen den 
Bund obliegt dem Institut. Institut ist 

1. bei Spareinlagen das Kreditinstitut, das 
am Ende der Übergangszeit das Sparkonto 
geführt hat, 

2. bei Bausparguthaben, bei Guthaben bei 
der Stiftung für Wohnungsbau der Berg- 
arbeiter und bei Ansprüchen aus Lebens- 
versicherungsverträgen das Schuldner- 
institut. 


(2) Hält das Institut auf Grund der ihm vorlie- 
genden Unterlagen die Voraussetzungen für die 
Feststellung des Anspruchs gegen den Bund nach 
Grund und Höhe für gegeben, so stellt es den An- 
spruch fest. 

§ 8 

Antrags verfahren 

(1) Stellt das Institut den Anspruch nicht nach 
§ 7 Abs. 2 fest oder liegt ein Umwandlungsfall (§ 4) 
vor, so wird die Leistung des Bundes nur auf An- 
trag gewährt. Der Berechtigte kann den Antrag 
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ZWEITER ABSCHNITT 

Verfahren 

§ 7 

Amtsverfahren 

(1) Die Bearbeitung des Anspruchs gegen den 
Bund obliegt dem Institut. Institut ist 
1. unverändert 


2. unverändert 


3. bei Sparanlagen im Sinne des § 1 Abs. 1 
Nr. 5, die am Ende der Übergangszeit 
von einem Kreditinstitut verwahrt wor- 
den sindy das Kreditinstitut im Saarland, 
mit dem der Berechtigte wegen der Spar- 
anlage in unmittelbarem Geschäftsver- 
kehr steht. 

(2) Hält das Institut auf Grund der ihm vorlie- 
genden Unterlagen die Voraussetzungen für die 
Feststellung des Anspruchs auf Leistung gegen den 
Bund nach Grund und Höhe für gegeben, so stellt 
es den Anspruch fest. 

§ 8 

Antragsverfahren 

(1) unverändert 
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frühestens drei Monate nach Beendigung der über- 
gangszeit stellen; er hat ihn spätestens bis zum 
Ablauf des 30. September 1960 bei dem Institut zu 
stellen. Nach diesem Zeitpunkt kann der Antrag 
nicht mehr gestellt werden, es sei denn, daß die 
rechtzeitige Stellung des Antrages nachweisbar ohne 
Verschulden unterblieben ist und unverzüglich 
nachgeholt wird. 

(2) Der Antrag soll folgende Angaben enthalten: 

1. Name, Vornamen und Anschrift des Be- 
rechtigten, 

2. die Sparanlage nach ihren Merkmalen, 
insbesondere unter Angabe der Konto- 
nummer der Sparanlage, der Bauspar- 
nummer, der Nummer des Guthabens bei 
der Stiftung für Wohnungsbau der Berg- 
arbeiter oder der Nummer des Versiche- 
rungsscheins, 

3. die Tatsachen, auf die der Anspruch auf 
Leistung gegen den Bund gegründet wird. 

Dem Antrag sollen die vorhandenen Unterlagen 
beigefügt werden. 

(3) Durch den Antrag ermächtigt der Berechtigte 
die beteiligten Institute, alle zur Durchführung des 
Gesetzes erforderlichen Auskünfte zu erteilen. 

(4) Steht die Sparanlage am Ende der Übergangs- 
zeit mehreren Berechtigten zu, so kann der Antrag 
von jedem Berechtigten mit Wirkung für alle Be- 
rechtigten gestellt werden. 

(5) In Umwandlungsfällen ist der Antrag bei dem 
Institut zu stellen, das die neue Sparanlage führt. 
Der Antrag soll die in Absatz 2 Nr. 2 und 3 genann- 
ten Angaben sowohl für die frühere als auch für 
die neue Sparanlage enthalten. Die Höhe der frü- 
heren Sparanlage am 19. Dezember 1958 und im 
Zeitpunkt ihrer Beendigung sowie die Höhe der 
neuen Sparanlage bei ihrem Beginn sollen angege- 
ben werden. 

(6) Hält das Institut auf Grund der Angaben in 
dem Antrag und der beigefügten Unterlagen den 
Anspruch gegen den Bund nach Grund und Höhe 
für gegeben, so stellt es den Anspruch fest. 

(7) Kann das Institut den Anspruch nicht fest- 
stellen, so hat es den Antrag nebst den eingereich- 
ten Unterlagen an die Oberfinanzdirektion Saar- 
brücken zur Entscheidung weiterzuleiten. Hält die 
Oberfinanzdirektion Saarbrücken die Voraussetzun- 
gen für die Gewährung des Anspruchs gegen den 
Bund nach Grund und Höhe für gegeben, so stellt 
sie den Anspruch fest. Sie gibt diese Entscheidung 
dem Berechtigten und dem Institut bekannt. 
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(2) Der Antrag soll folgende Angaben enthalten: 

1. unverändert 

2. die Sparanlage nach ihren Merkmalen, 
insbesondere unter Angabe der Konto- 
nummer der Sparanlage, der Bauspar- 
nummer, der Nummer des Guthabens bei 
der Stiftung für Wohnungsbau der Berg- 
arbeiter oder der Nummer des Versiche- 
rungsscheins, gegebenenfalls der Stück- 
nummer des Wertpapiers, 

3. unverändert 

Dem Antrag sollen die vorhandenen Unterlagen 
beigefügt werden. 

(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) unverändert 


(6) Hält das Institut auf Grund der Angaben in 
dem Antrag und der beigefügten Unterlagen den 
Anspruch auf Leistung gegen den Bund nach Grund 
und Höhe für gegeben, so stellt es den Anspruch 
fest. 

(7) unverändert 


§ 8a 

Antragsverfahren in besonderen Fällen 

Ist ein Institut nach § 7 Abs. 1 nicht bestimmt 
worden, so findet § 8 mit der Maßgabe entspre- 
chende Anwendung, daß der Antrag bei der Ober- 
finanzdirektion Saarbrücken zu stellen ist. 
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Entwurf 

§ 9 

Beweis im Antragsverfahren 

(1) Der Berechtigte hat im Antragsverfahren zu 
beweisen, daß die Voraussetzungen der §§ 1 bis 3 
gegeben sind. In Umwandlungsfällen hat er auch 
die Voraussetzung des § 4 zu beweisen. 

(2) Die Oberfinanzdirektion Saarbrücken kann 
verlangen, daß Geschäftsbücher und Geschäfts- 
papiere des Instituts, die den Sachverhalt betreffen, 
ihr oder einem von ihr bestellten Sachverständigen 
vorgelegt werden. Soweit sich die Pflicht zur Ver- 
schwiegenheit für den Sachverständigen nicht be- 
reits aus anderen Vorschriften ergibt, hat die Ober- 
finanzdirektion den Sachverständigen zur Ver- 
schwiegenheit zu verpflichten. 

§ 10 

Ablehnende Entscheidung der Oberfinanzdirektion 

(1) Eine ablehnende Entscheidung der Oberfinanz- 
direktion Saarbrücken ergeht schriftlich und ist zu 
begründen. Sie muß eine Rechtsmittelbelehrung 
enthalten. 

(2) Der Berechtigte kann gegen die ablehnende 
Entscheidung binnen eines Monats nach Bekannt- 
gabe Einspruch mit dem Ziel einer nochmaligen 
Prüfung bei der Oberfinanzdirektion einlegen. Hilft 
die Oberfinanzdirektion Saarbrücken dem Einspruch 
nicht ab, so kann der Berechtigte binnen eines Mo- 
nats nach Bekanntgabe dieser Entscheidung die An- 
fechtungsklage beim Verwaltungsgericht erheben. 

§ 11 

Gutschrift 

(1) In den Fällen des § 1 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 hat 
das Institut den festgestellten Anspruch gegen den 
Bund durch Erteilung einer Gutschrift zu erfüllen. 
Die Gutschrift ist für das Ende der Übergangszeit 
vorzunehmen und dem Berechtigten bekanntzuge- 
ben. Mit der Bekanntgabe der Gutschrift an den 
Berechtigten erlischt der Anspruch gegen den Bund. 

(2) Der gutgeschriebene Betrag ist vom Ende der 
Übergangszeit an mit dem Satz zu verzinsen, den 
das Institut nach dem Ende der Übergangszeit für 
die Sparanlage anwendet; war die Sparanlage am 
Ende der Übergangszeit unverzinslich, so ist der 
gutgeschriebene Betrag mit dem Satz zu verzinsen, 
der nach dem Ende der Übergangszeit für Sparein- 
lagen mit gesetzlicher Kündigungsfrist jeweils fest- 
gesetzt wird. 

(3) Der Berechtigte kann die Auszahlung des 
gutgeschriebenen Betrages nebst Zinsen nicht vor 
Fälligkeit der Sparanlage verlangen. 

§ 12 

Form der Gutschrift bei Spareinlagen 

Beruht der Anspruch auf Leistung gegen den 
Bund auf einer Spareinlage, so wird die Gutschrift 
auf dem Sparkonto erteilt. 


§ 9 

unverändert 


§ 10 

unverändert 


§ 11 

Gutschrift 

(1) In den Fällen des § 1 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 hat 
das Institut den festgestellten Anspruch auf Lei- 
stung gegen den Bund durch Erteilüng einer Gut- 
schrift zu erfüllen. Die Gutschrift ist für das Ende 
der Übergangszeit vorzunehmen und dem Berech- 
tigten bekanntzugeben. Mit der Bekanntgabe der 
Gutschrift an den Berechtigten erlischt der An- 
spruch gegen den Bund. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


§ 12 

unverändert 
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Entwurf 
§ 13 

Form der Gutschrift bei Bausparguthaben 

Beruht der Anspruch auf Leistung gegen den 
Bund auf einem Bausparguthaben, so wird die Gut- 
schrift auf dem Bausparkonto erteilt. Satz 1 gilt 
entsprechend für Guthaben bei der Stiftung für 
Wohnungsbau der Bergarbeiter. 

§ 14 

Erfüllung bei Ansprüchen 
aus Lebensversidierungsverträgen 

(1) In den Fällen des § 1 Abs. 1 Nr. 4 hat das In- 
stitut den festgestellten Anspruch auf Leistung ge- 
gen den Bund nach Maßgabe eines von dem Bundes- 
aufsichtsamt für das Versicherungs- und Bausparwe- 
sen zu genehmigenden Geschäftsplanes mit Wir- 
kung für das Ende der Übergangszeit zu erfüllen. 
Dem Berechtigten ist der für ihn wesentliche Inhalt 
des Geschäftsplanes bekanntzugeben. Mit der Be- 
kanntgabe an den Berechtigten erlischt der An- 
spruch gegen den Bund. 

(2) § 11 Abs. 3 gilt sinngemäß. 


§ 15 

Deckung der Verbindlichkeiten 

(1) Das Institut hat in den Fällen des § 1 Abs. 1 
Nr. 1 bis 3 einen Anspruch gegen den Bund auf 
Deckung der Verbindlichkeiten, die aus den Gut- 
schriften entstanden sind. In den Fällen des § 1 
Abs. 1 Nr. 4 hat das Institut einen Anspruch gegen 
den Bund auf Deckung des Betrages, in dessen 
Höhe es die Ansprüche seiner Versicherten auf Lei- 
stung gegen den Bund (§ 5 Abs. 1) erfüllt hat. 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 
§ 13 

unverändert 


§ 14 

unverändert 


§ 14a 

Erfüllung bei Ansprüchen aus Wertpapieren 

(1) Ist in den Fällen des § 1 Abs. 1 Nr. 5 der 
Anspruch auf Leistung gegen den Bund durch das 
Institut oder nach § 8 Abs. 7 durch die Oberfinanz- 
direktion Saarbrücken festgestellt, so gilt § 1 1 
Abs. 1 entsprechend mit der Maßgabe, daß die Gut- 
schrift aui einem Konto in laufender Rechnung er- 
folgt. 

(2) Ist in den Fällen des § 1 Abs. 1 Nr. 5 der 
Anspruch auf Leistung gegen den Bund durch die 
Oberfinanzdirektion Saarbrücken nach § 8a fest- 
gestellt worden, so erfüllt ihn die Oberfinanzdirek- 
tion Saarbrücken durch Barzahlung. 

§ 14b 

Erfüllung bei Ansprüchen aus Guthaben 
bei gemeinnützigen Wohnungsunternehmen 

ln den Fällen des § 1 Abs. 1 Nr. 6 wird der 
durch die Oberfinanzdirektion Saarbrücken fest- 
gestellte Anspruch auf Leistung gegen den Bund in 
der Weise erfüllt, daß die Oberfinanzdirektion 
Saarbrücken den festgestellten Betrag für Rechnung 
des Berechtigten an das gemeinnützige Wohnungs- 
iinternehmen zahlt. § 11 Abs. 3 gilt sinngemäß. 

§ 15 

Deckung der Verbindlichkeiten 

(1) Das Institut hat in den Fällen des § 1 Abs. 1 
Nr. 1 bis 3 und 5 einen Anspruch gegen den Bund 
auf Deckung der Verbindlichkeiten, die aus den 
Gutschriften entstanden sind. In den Fällen des § 1 
Abs. 1 Nr. 4 hat das Institut einen Anspruch gegen 
den Bund auf Deckung des Betrages, in dessen 
Höhe es die Ansprüche seiner Versicherten auf Lei- 
stung gegen den Bund (§ 5 Abs. 1) erfüllt hat. 
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(2) Das Institut erhält auf den Anspruch nach Ab- 
satz 1 einen angemessenen Vorschuß. Vorschüsse 
werden auf Antrag von der Deutschen Bundesbank 
ausgezahlt. Die Deutsche Bundesbank kann Nach- 
weise zur Überprüfung der Vertretungsberechtigung 
und der Angemessenheit des Vorschusses verlan- 
gen. 

(3) Ergibt sich bei der Feststellung des Anspruchs 
auf Deckung, daß dem Institut ein höherer Betrag 
als der gezahlte Vorschuß zusteht, so hat der Bund 
den Mehrbetrag bis höchstens zehn vom Hundert 
des festgestellten Betrages vom Ende der Über- 
gangszeit an mit drei vom Hundert zu verzinsen, 
übersteigt der Vorschuß den festgestellten Betrag, 
so hat das Institut den Vorschuß insoweit zurückzu- 
zahlen; der zurückzuzahlende Betrag ist, soweit er 
zehn vom Hundert des festgestellten Anspruches 
auf Deckung übersteigt, vom Ende der Übergangs- 
zeit an mit drei vom Hundert zu verzinsen. 

§ 16 

Zuteilung des Anspruchs auf Deckung 

(1) Anträge auf Zuteilung der Deckung sind in 
den Fällen des § 7 Abs. 2 und des § 8 Abs. 6 von 
Kreditinstituten, von der Bausparkasse des Saar- 
landes und von der Stiftung für Wohnungsbau der 
Bergarbeiter an die Deutsche Bundesbank, von an- 
deren Bausparkassen und von Versicherungsunter- 
nehmen an das Bundesaufsichtsamt für das Ver- 
siehe rungs- und Bausparwesen zu richten. 

(2) Anträge auf Zuteilung der Deckung können 
nur gestellt werden, soweit der Anspruch auf Lei- 
stung nach § 11 Abs. 1, § 14 Abs. 1 erfüllt ist. Für 
die Gesamtheit der nach § 7 Abs. 2 festgestellten 
Ansprüche auf Leistung soll nur ein Antrag auf 
Zuteilung der Deckung gestellt werden. Die An- 
träge sollen in den Fällen des § 7 Abs. 2 bis zum 
Ablauf von sechs Monaten nach dem Ende der 
Übergangszeit, im übrigen bis zum Ablauf von drei 
Monaten nach der Erfüllung gestellt werden. Den 
Anträgen ist in den Fällen des § 1 Abs. 1 Nr. 1 
bis 3 eine listenmäßige Zusammenstellung der Gut- 
schriften beizufügen. Der Betrag des Vorschusses 
ist anzugeben. 

(3) Die Institute haben auf Verlangen alle zur 
Bearbeitung erforderlichen Auskünfte zu erteilen 
und Geschäftsbücher und Geschäftspapiere, die den 
Sachverhalt betreffen, vorzulegen. 

(4) Nach Feststellung des Anspruchs auf Deckung 
teilt die Oberfinanzdirektion Saarbrücken den In- 
stituten den festgestellten Betrag zu. Ist die zuge- 
teilte Deckung höher als der dem Institut gewährte 
Vorschuß, so veranlaßt die Oberfinanzdirektion 
Saarbrücken die Auszahlung des Mehrbetrages 
nebst Zinsen gemäß § 15 Abs. 3 Satz 1 an das In- 
stitut. Ist die zugeteilte Deckung geringer als der 
dem Institut gewährte Vorschuß, so veranlaßt die 
Oberfinanzdirektion Saarbrücken die Rückzahlung 
des Unterschiedsbetrages nebst Zinsen gemäß § 15 
Abs. 3 Satz 2 durch das Institut. 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 
(2) unverändert 


(3) unverändert 


§ 16 

Zuteilung des Anspruchs auf Deckung 

(1) unverändert 


(2) Anträge auf Zuteilung der Deckung können 
nur gestellt werden, soweit der Anspruch auf Lei- 
stung nach § 11 Abs. 1, § 14 Abs. 1, § 14a Abs. 1 
erfüllt ist. Für die Gesamtheit der nach § 7 Abs. 2 
festgestellten Ansprüche auf Leistung soll nur ein 
Antrag auf Zuteilung der Deckung gestellt wer- 
den, Die Anträge sollen in den Fällen des § 7 
Abs. 2 bis zum Ablauf von sechs Monaten nach 
dem Ende der Übergangszeit, im übrigen bis zum 
Ablauf von drei Monaten nach der Erfüllung ge- 
stellt werden. Den Anträgen ist in den Fällen des 
§ 1 Nr. 1 bis 3 und 5 eine listenmäßige Zusammen- 
stellung der Gutschriften beizufügen. Der Betrag 
des Vorschusses ist anzugebon. 

(3) unverändert 


(4) unverändert 
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§ 17 

Zuteilung des Anspruchs auf Deckung 
in Antragsfällen 

In den Fällen des § 8 Abs. 7 sind Anträge auf 
Zuteilung der Deckung an die Oberfinanzdirektion 
Saarbrücken zu richten. § 16 Abs. 2 bis 4 gilt ent- 
sprechend. 

§ 18 

Gebühren und Auslagen 

Gebühren und Auslagen für das Verfahren bei 
den Instituten und bei der Oberfinanzdirektion 
Saarbrücken werden nicht erhoben. 

§ 19 

Vergütung 

(1) Die Institute erhalten vom Bund für jeden von 
ihnen festgestellten Anspruch auf Leistung eine 
Vergütung von einer Deutschen Mark. Erreicht die 
Sparanlage eines Berechtigten bei einem Schuldner- 
institut sechshundert Franken nicht, so entfällt der 
Anspruch auf Vergütung; dies gilt nicht für Spar- 
anlagen im Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 4. 


(2) Anträge auf Zahlung der Vergütung sind zu- 
gleich mit dem Antrag auf Zuteilung der Deckung 
an die nach § 16 Abs. 1 zuständige Stelle zu richten. 
§ 16 Abs. 2 Satz 1 bis 4, Abs. 3 und Abs. 4 Satz 1 
gilt sinngemäß. 

§ 20 

Geltung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach § 13 Abs. 1 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechtsverord- 
nungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlassen 
werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des Drit- 
ten Überleitungsgesetzes. 

§ 21 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt mit dem Ende der Übergangs- 
zeit in Kraft. 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 
§ 17 

unverändert 


§ 18 

unverändert 


§ 19 

Vergütung 

(1) Die Institute erhalten vom Bund für jeden von 
ihnen festgestellten Anspruch auf Leistung eine 
Vergütung von einer Deutschen Mark. Bezieht sich 
die Feststellung auf mehrere Wertpapierarten, so 
fällt die Vergütung für jede Wertpapierart an; die 
Vergütung beträgt in diesem Falle jedoch höchstens 
zehn Deutsche Mark für eine Feststellung. Erreicht 
die Sparanlage eines Berechtigten bei einem 
Schuldnerinstitut sechshundert Franken nicht, so 
entfällt der Anspruch auf Vergütung; dies gilt nicht 
für Sparanlagen im Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 4 
und 5. 

(2) unverändert 


§ 20 

unverändert 


§ 21 

unverändert 
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